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Vorausberechnung der Pflegebedürftigen und 
des Pflegepersonals für Baden-Württemberg 
bis 2030

Franz Burger, Matthias Weber

Bevölkerungsvorausrechnungen zeigen, wie 

sich die Bevölkerung eines Gebietes unter be-

stimmten Annahmen in einem festgelegten 

Zeithorizont ändern kann. Mithilfe der Bevölke-

rungsvorausrechnung und bestimmter Annah-

men aus anderen Statistiken kann aufgezeigt 

werden, wie sich heute bereits erkennbare 

Strukturen in der Zukunft präsentieren werden. 

Grundlage der Vorausrechnung der pflegebe-

dürftigen Menschen bis zum Jahr 2030 in 

Baden-Württemberg – bzw. entsprechend dem 

kürzeren Horizont des Landespflegeplans in 

den Stadt- und Landkreisen des Landes bis 

zum Jahr 2020 – sind die 11. Bevölkerungs-

vorausrechnung für Baden-Württemberg von 

2006, die regionalisierte Bevölkerungsvoraus-

berechnung für die Stadt- und Landkreise von 

Februar 2007 sowie die Ergebnisse der Pflege-

statistik von Dezember 2005. Die Zahl der 

Pflegebedürftigen wird voraussichtlich allein 

als Folge der Veränderungen in der Bevölke-

rungsstruktur in den bis 2030 verbleibenden 

Jahren um rund 54 % zunehmen. Dabei bleibt 

allerdings die Möglichkeit unberücksichtigt, 

dass die prognostizierte Verlängerung der 

Lebens erwartung unter Umständen auch zu 

einer Veränderung des Pflegerisikos führen 

wird. Weiter ist zu bedenken, dass der derzeit 

mit 45 % noch recht hohe Anteil von Pflege-

geldempfängern, also der Menschen, die zu 

Hause durch Angehörige gepflegt werden, vor 

allem als Folge der Veränderungen in den Fa-

milienstrukturen deutlich zurückgehen könnte 

und stattdessen professionelle Einrichtungen 

diese Aufgabe übernehmen müssten.

Zahl der 60-Jährigen und Älteren wird 

um 46 % ansteigen

In der Vergangenheit wurde eine stetige Zu-

nahme der Lebenserwartung beobachtet. Es 

kann davon ausgegangen werden, dass sich 

diese Entwicklung fortsetzen wird; allerdings 

wird die Zahl der Einwohner trotzdem nur noch 

leicht ansteigen. Bereits ab 2011 wird die Zahl 

der Gestorbenen jene der Geborenen über-

steigen, die Bevölkerungszahl wird demnach 

sinken und zwar bis 2030 auf rund 10,5 Mill. 

Aufgrund dieser Annahmen wird der Anteil 

der Bevölkerung mit 60 und mehr Lebensjahren 

wahrscheinlich um knapp 46 % zunehmen. Die 

höchsten Zuwächse mit über 140 % sind bei 

den 90-Jährigen und Älteren zu erwarten. Im 

Jahr 2030 wird die Zahl älterer Menschen mit 

60 und mehr Lebensjahren etwa 3,7 Mill. be-

tragen. In dieser Altersgruppe dominieren die 

Frauen. 2005 betrug ihr Anteil an der weiblichen 

Bevölkerung insgesamt 26 %, er wird bis 2030 

auf fast 37 % zunehmen. Der Anteil der Männer 

dieser Altersklasse an der männlichen Bevöl-

kerung nimmt im gleichen Zeitraum von knapp 

21 % auf über 33 % zu.

Der Schwerpunkt der Pflegebedürftigkeit liegt 

naturgemäß bei den höheren Altersklassen. 

2005 waren mehr als die Hälfte (55 %) der 

Pflege bedürftigen 80 Jahre und älter. Bis zum 

Jahr 2030 wird dieser Anteil voraussichtlich 

weiter auf rund 65 % ansteigen. Sehr deutlich 

zeigt sich der Zusammenhang zwischen Alter 

und Pflegerisiko bei den Pflegehäufigkeiten, 

die als Prozentanteil der Pflegebedürftigen an 

der Bevölkerung in der jeweiligen Altersklasse 

berechnet werden. Während von den unter 

60-Jährigen nur ca. 0,5 % pflegebedürftig sind, 

verdoppelt sich dieser Anteil für die Älteren je-

weils in Fünfjahresschritten. Von den 90-Jähri-

gen und älteren Baden-Württembergern muss 

bereits mehr als jeder Zweite gepflegt werden.

 

Die Lebenserwartung der weiblichen Bevölke-

rung ist in Baden-Württemberg um knapp 

6 Jahre höher als die der Männer. Dies wirkt 

sich in den Besetzungszahlen der höheren, 

pflegerelevanten Altersgruppen deutlich aus. 

Fast genau zwei Drittel der pflegebedürftigen 

Personen sind Frauen, obwohl der Anteil der 

weiblichen Bevölkerung in Baden-Württemberg 

nur knapp über 50 % beträgt. Auffällig ist auch 

die insgesamt höhere Pflegebedürftigkeit der 

Frauen. Zum Jahresende 2005 lag die Pflege-

häufigkeit der Frauen, also die Zahl der Leis-

tungsempfänger bezogen auf die Bevölkerung, 

bei rund 2,7 %, während die der Männer nur 

1,4 % betrug. Bis zur Altersklasse der 70- bis 

74-Jährigen ist die Pflegehäufigkeit bei der 

männlichen Bevölkerung stets höher als bei 

der weiblichen. So sind zum Beispiel in dieser 

Altersklasse von 1 000 Männern 42 pflegebe-

dürftig, bei den Frauen nur 39. Die Pflege häufig-

keit der Männer liegt ab dem 75. Lebens jahr 
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stets niedriger als die der Frauen, wobei die 

Unterschiede mit zunehmendem Alter immer 

größer werden. In der Altersklasse der über 

90-Jährigen waren von 1 000 gleichaltrigen 

Frauen 584 pflegebedürftig, bei den Männern 

dagegen nur 352 (Schaubild 1).

Ein wesentlicher Grund für diesen geschlechts-

spezifischen Unterschied ist wohl, dass Frauen 

nach dem Tod des durchschnittlich älteren Part-

ners häufig alleine leben und deshalb im Falle 

ihrer eigenen Pflegebedürftigkeit stärker auf 

professionelle Pflege angewiesen sind als 

Männer, die im Fall ihrer Pflegebedürftigkeit 

traditionell von ihren jüngeren Partnerinnen 

gepflegt werden (können). Männer werden im 

Fall eines plötzlich auftretenden Pflegebedarfs 

zum Beispiel nach einem Krankenhausaufent-

halt zumindest vorübergehend von ihrer Part-

nerin gepflegt, während Frauen in der gleichen 

Situation viel schneller in eine stationäre Ein-

richtung eingewiesen werden.

Ergebnisse der Status-quo-Modellrechnung

Nach der Status-quo-Modellrechnung (i-Punkt) 

werden wir 2030 voraussichtlich rund 348 000 

Pflegebedürftige haben. Gegenüber 2005 wäre 

dies eine Zunahme von 54 %, wobei der Anstieg 

je nach der Pflegeart unterschiedlich ausfällt. 

Die Zahl der ambulant Gepflegten würde um 

66 % und die Zahl der stationär Untergebrachten 

um 65 % ansteigen. Der Anstieg der Zahl der 

Pflegegeldempfänger läge dagegen mit 41 % 

deutlich darunter (Schaubild 2).

Es ist zu vermuten, dass ein Anwachsen der 

Zahl der Pflegegeldempfänger in der prognos-

tizierten Höhe überzeichnet ist. Die absehbare 

weitere Veränderung der Familienstrukturen 

dürfte dazu führen, dass die Pflege allein durch 

Angehörige immer weniger gewährleistet 

werden kann. Stärkere Frauenerwerbstätigkeit 

und die Notwendigkeit der beruflichen Mobili-

tät des Einzelnen führt vermehrt dazu, dass 

der Wohnort der pflegebedürftigen Eltern und 

der Lebensmittelpunkt der Kinder räumlich 

auseinanderfallen, wodurch das private Pflege-

potenzial abnimmt. Außerdem werden die 

rückläufigen Geburtenzahlen sowie wachsende 

Scheidungsraten die Zahl der möglichen Pflege-

personen im familiären Umfeld sinken lassen.

 

Nach den Ergebnissen der Modellrechnung 

wird die Zahl der pflegebedürftigen Männer 

stärker steigen als die der pflegebedürftigen 

Frauen. Bis 2030 errechnet sich – verglichen mit 

den Ergebnissen der Pflegestatistik 2005 – für 

die weibliche Bevölkerung ein Zuwachs an Pflege-

bedürftigen um 47 %. Die Zahl der männ lichen 

Pflegebedürftigen stiege nach dieser Berechnung 

bis 2030 sogar um 70 %. Der hohe prozentuale 

Zuwachs bei den männlichen Pflege bedürftigen 

erklärt sich daraus, dass bei der männlichen 

Bevölkerung die Altersjahrgänge der über 

75-Jährigen mit hohem Pflegerisiko aufgrund 

der Gefallenen des Zweiten Weltkriegs nur 

schwach besetzt sind. Bis zum Jahr 2030 wächst 

jedoch eine Generation in diese Altersgruppe 

hinein, die den Krieg nicht mehr erlebt hat.

S1
Pflegebedürftigkeit je 1 000 der gleichaltrigen Bevölkerung 
60-jähriger und Älterer in Baden-Württemberg
im Durchschnitt der Jahre 2003 und 2005
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Modellannahmen der durch-

geführten Vorausrechnung

Für die Ermittlung der zu erwartenden 

Zahl der Pflegebedürftigen werden die 

altersspezifischen Pflegehäufigkeiten auf 

der Basis der Ergebnisse der Pflegestatis-

tik errechnet; dabei werden die Pflege-

häufigkeiten als Pflegewahrscheinlichkeit 

gedeutet. Es wird dabei unterstellt, dass 

die jetzt festgestellten Pflegewahrschein-

lichkeiten in den kommenden Jahren un-

verändert bleiben werden – mit anderen 

Worten: dass das Risiko für einen 75-Jäh-

rigen pflegebedürftig zu werden, sich in 

der Zukunft nicht verändern wird. Geht 

man von dieser Status-quo-Hypothese 

aus, dann wird die zukünftige Entwicklung 

der Zahl der Pflegebedürftigen allein aus 

den erwarteten Veränderungen im Alters-

aufbau der Bevölkerung erklärt. Da sich 

die Pflegehäufigkeiten sowohl nach dem 

Geschlecht wie auch nach der Art der 

Pflege stark unterscheiden und von Alters-

klasse zu Altersklasse variieren, wurden 

die Pflegehäufigkeiten nach Altersklassen, 

nach dem Geschlecht und nach der Art 

der Pflege getrennt ermittelt.
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Pflegerisiko: Ab- oder Zunahme?

Für die Ermittlung des zukünftigen Pflegebe-

darfs wurde nach der Status-quo-Modellrech-

nung angenommen, dass sich die Pflegewahr-

scheinlichkeiten in der Zukunft nicht verändern. 

Aus den vorliegenden Ergebnissen der ver-

gangenen 4 Erhebungen können zwar noch 

keine längerfristigen Entwicklungen abgeleitet 

werden. Erste Tendenzen deuten sich jedoch 

bei der Gegenüberstellung der Pflegewahr-

scheinlichkeiten der Erhebungen von 1999 bis 

2005 bereits an. Danach sind die Pflegehäufig-

keiten im betrachteten Zeitraum je nach Alters-

klasse, Geschlecht und Pflegeart zwar unter-

schiedlich, insgesamt aber um etwa 2 bis 3 % 

gesunken. Auch die Tatsache, dass die Lebens-

erwartung weiter zunehmen wird, weist in 

diese Richtung. Zum Zusammenhang zwischen 

längerer Lebenserwartung und dem Pflege-

risiko werden zwei Thesen diskutiert. Die Kom-

primierungsthese geht davon aus, dass eine 

höhere Lebensdauer zum Hinausschieben der 

„kranken“ Jahre führt; das heißt im Verhältnis 

zu den „gesunden“ Jahren verkürzen sich die 

„Pflege“-Jahre. Demgegenüber geht die Ex-

pansionsthese davon aus, dass die gewonnenen 

Lebensjahre vollständig bzw. überwiegend in 

Demenz und Pflegebedürftigkeit verbracht 

werden müssen, der „krank“ verbrachte Anteil 

an Lebenszeit also steigt. Die vorliegenden Er-

gebnisse in Baden-Württemberg unterstützen 

schwach die Komprimierungsthese. Wie groß 

der Anteil der gesunden Jahre an den hinzu-

gewonnenen Jahren insgesamt sein wird, kann 

derzeit kaum abgeschätzt werden. Gegen ein 

spürbares Absinken der Pflegewahrscheinlich-

keiten spricht allerdings, dass wir in Baden-

Württemberg bereits die bundesweit niedrigs-

ten Pflegequoten haben.

Nach den Ergebnissen der angepassten Modell-

rechnung mit leicht sinkenden Pflegewahrschein-

lichkeiten würde bei anhaltender Entwicklung 

des Trends bis 2030 der auf 54 % angenommene 

Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen sich auf 

ca. 44 % verringern. Gegenüber der Status-quo-

Vorausrechnung würde sich dann die Zahl der 

Pflegebedürftigen um rund 22 000 verringern 

(Schaubild 3). Auch wenn die hinter diesen Be-

rechnungen stehenden Überlegungen doch 

sehr theoretisch sind, so verdeutlichen sie die 

Empfindlichkeit der Ergebnisse bereits auf 

leichte Veränderungen des Pflegerisikos. 

Vorausrechnung auf Kreisebene

Die Planung von Infrastruktureinrichtungen zur 

Versorgung der Pflegebedürftigen in der Zu-

kunft erfolgt laut Landespflegegesetz Baden-

Württemberg in gemeinsamer Verantwortung 

des Landes sowie der Stadt- und Landkreise. 

Anhand der im Februar veröffentlichten klein-

räumigen Bevölkerungsvorausrechnung und 

den Ergebnissen der Pflegestatistik 2005 nach 

Kreisen wurde der Anstieg der Zahl der Pflege-

bedürftigen in den Kreisen bis 2030 berechnet, 

soweit er durch die demografische Entwicklung 

bestimmt ist. In der Pflegestatistik erfolgt die 

regionale Zuordnung der Pflegebedürftigen in 

den stationären wie auch bei den ambulanten 

Einrichtungen nach dem Sitz der Einrichtung. 

Dadurch kann in der Betrachtung nach Kreisen 

sowohl die Anzahl der Gepflegten wie auch 

das Angebot an ambulanten Pflegedienstleis-

tungen nicht mehr kreisgenau dargestellt wer-

den. Ambulante Dienste versorgen über die 

Kreisgrenzen hinweg auch Pflegebedürftige in 

den Nachbarkreisen und ein entsprechendes 

Angebot stationärer Einrichtungen wird auch 

von Pflegebedürftigen aus den Nachbarkreisen 

in Tsd.

S2
Pflegebedürftige
in Baden-Württemberg 2005 und 2030 
nach der Art der Pflege
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S3
Pflegebedürftige in Baden-Württemberg bis 2030
nach verschiedenen Modellrechnungen
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Pflegebedürftige in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs sowie 
voraussichtliche Entwicklung bis 2020 nach der Art der PflegeT

Landkreise
Stadtkreise
Land

Leistungsempfänger

Veränderung
von 2005
bis 2020
(Sortierung)

stationär
Pflege-
bedürftige

ambulant
Pflege-
bedürftige

von
Angehörigen ver-

sorgte
Pflege-
bedürftige1)

insgesamt

je 1 000 Einwohner %

Heilbronn (LKR) 6,5 3,7 7,3 17, 5 62,3

Böblingen (LKR) 5,7 3,0 7,4 16,0 53,4

Breisgau-Hochschwarzwald (LKR) 6,1 4,6 9,4 20,1 50,3

Emmendingen (LKR) 6,1 6,8 10,0 22,8 46,1

Karlsruhe (LKR) 6,9 3,9 11,6 22,5 45,4

Enzkreis (LKR) 7,3 5,8 12,0 25,1 41,5

Tübingen (LKR) 6,1 3,1 6,5 15,7 41,3

Ludwigsburg (LKR) 5,6 3,6 6,6 15,9 41,2

Rastatt (LKR) 7,1 4,2 11,1 22,4 39,3

Rems-Murr-Kreis (LKR) 6,9 4,3 8,8 20,1 38,5

Alb-Donau-Kreis (LKR) 5,7 3,8 9,4 18,9 38,4

Biberach (LKR) 6,7 2,8 10,7 20,2 38,2

Neckar-Odenwald-Kreis (LKR) 10,0 8,8 13,4 32,2 37, 6

Esslingen (LKR) 6,5 4,2 7,9 18,6 37, 5

Reutlingen (LKR) 6,5 3,9 7,8 18,2 37, 0

Sigmaringen (LKR) 5,8 4,1 10,4 20,3 36,8

Lörrach (LKR) 7,2 3,2 9,8 20,2 36,8

Rhein-Neckar-Kreis (LKR) 6,7 3,9 11,0 21,6 36,6

Hohenlohekreis (LKR) 8,6 3,8 9,4 21,7 35,7

Ortenaukreis (LKR) 7,8 5,0 10,0 22,8 34,6

Schwäbisch Hall (LKR) 8,0 5,2 10,8 23,9 34,2

Ostalbkreis (LKR) 7,7 3,4 9,7 20,8 33,3

Baden-Württemberg 7,3 4,3 9,4 21,0 32,9

Bodenseekreis (LKR) 6,8 5,2 9,2 21,3 32,5

Freudenstadt (LKR) 9,7 3,9 8,3 21,9 32,4

Ravensburg (LKR) 7,3 4,6 10,5 22,5 31,5

Zollernalbkreis (LKR) 5,7 4,7 10,6 21,1 31,0

Tuttlingen (LKR) 5,8 4,3 9,5 19,6 29,6

Rottweil (LKR) 7,7 4,0 10,8 22,4 28,8

Calw (LKR) 9,1 3,8 9,2 22,1 28,4

Baden-Baden (SKR) 15,9 4,5 10,1 30,5 27, 9

Konstanz (LKR) 8,3 5,7 9,7 23,7 27, 8

Schwarzwald-Baar-Kreis (LKR) 9,0 4,7 10,6 24,3 26,7

Waldshut (LKR) 7,1 4,8 9,7 21,7 26,4

Heidenheim (LKR) 7,3 4,9 11,8 24,0 25,4

Göppingen (LKR) 6,7 6,3 9,4 22,5 24,8

Heilbronn (SKR) 8,7 2,5 8,9 20,1 23,1

Main-Tauber-Kreis (LKR) 7,9 5,2 11,4 24,6 21,6

Freiburg im Breisgau (SKR) 8,4 4,2 7,6 20,1 18,0

Pforzheim (SKR) 9,9 6,0 15,4 31,3 16,5

Ulm (SKR) 8,1 4,9 9,3 22,3 16,3

Karlsruhe (SKR) 10,1 4,6 10,0 24,8 15,6

Mannheim (SKR) 8,2 3,9 10,1 22,2 15,4

Heidelberg (SKR) 6,7 5,3 8,2 20,2 14,8

Stuttgart (SKR) 8,1 3,6 6,4 18,1 9,7

1) Ohne Empfänger/-innen von Kombinationsleistungen, die bereits bei der ambulanten oder stationären Pflege berücksichtigt 
sind. Stichtag: 31. Dezember 2005.
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in Anspruch genommen. Ein für die Statistik 

nicht quantifizierbarer Teil der beträchtlichen 

Unterschiede zwischen den Kreisen ist auf 

diese Umzugs- und Grenzeffekte zurückzufüh-

ren. Angesichts dieser Unterschiede der Pflege-

wahrscheinlichkeiten in den einzelnen Kreisen 

ist es fragwürdig, kreisscharf verlässliche An-

gaben über die Zahl der Gepflegten nach der 

Pflegeart zu berechnen. Sinnvoller könnte es 

sein, nicht einzelne Kreise isoliert zu betrachten, 

sondern angrenzende Kreise oder Regionen als 

Ganzes bei Planungen zu berücksichtigen. An-

dererseits ist zu bedenken, dass die jetzt be-

stehenden strukturellen Unterschiede zwischen 

den Kreisen auch mittelfristig noch Auswirkun-

gen haben werden. Angesichts der methodi-

schen Probleme müssen mehr oder weniger 

große Unsicherheiten für die Vorausrechnung 

auf Kreisebene in Kauf genommen werden. 

Daher wird auf die getrennte Darstellung des 

möglichen Zuwachses von Pflegebedürftigen 

nach Pflegegeldempfängern, von ambulanten 

Einrichtungen Versorgten sowie von stationär 

versorgten Personen verzichtet. 

Große Unterschiede bei der Zahl 

der Pflegebedürftigen nach Kreisen

Zum Jahresende 2005 gab es große Unter-

schiede bezüglich des Anteils der Pflegebedürf-

tigen an der Bevölkerung in den einzelnen 

Kreisen. Die Spanne reichte von 16 bis 32 Pflege-

bedürftigen bezogen auf 1 000 der Bevölkerung. 

Die niedrigsten Werte wiesen die Landkreise 

Tübingen, Ludwigsburg und Böblingen mit je 

13 Pflegebedürftigen auf, die höchste Quote er-

reichte der Neckar-Odenwald-Kreis (32 Pflege be-

dürftige), gefolgt von den Stadtkreisen Pforz heim 

und Baden-Baden mit je 31 Pflegebedürf tigen. 

Aufgrund der Unterschiede im Altersaufbau 

ihrer Bevölkerungen kann generell davon aus-

gegangen werden, dass die Pflegequoten in 

den Stadtkreisen im Durchschnitt etwas höher 

sind als in den Landkreisen.

Bei den Vorausrechnungsergebnissen für die 

Kreise werden allein die Auswirkungen der 

demo grafischen Entwicklung dargestellt. Daher 

werden die Pflegehäufigkeiten konstant gehal-

ten. Wie bei der Vorausrechnung für das Land 

wird unterstellt, dass das in den jeweiligen 

Kreisen in der jüngsten Erhebung festgestellte 

Pflegerisiko sich im Vorausrechnungszeitraum 

nicht verändert. Die errechneten Zuwächse in 

den Stadtkreisen liegen durchweg sehr deutlich 

unter dem Landesergebnis. Die geringsten Zu-

wächse bis 2020 ergeben sich für die Stadtkreise 

Stuttgart (+ 10 %), Heidelberg und Mannheim 

(je + 15 %). Mit Ausnahme von Baden-Baden 

weisen auch die anderen Stadtkreise Zuwachs-

raten von 16 bis 18 % auf. Die höchsten Zu-

wächse bis 2020 sind in den Landkreisen Heil-

bronn (+ 62 %), Böblingen (+ 53 %) sowie im 

Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald (+ 50 %) 

zu erwarten (Tabelle).

Dieses zunächst überraschende Ergebnis ergibt 

sich nach Dominé und Schwarck1 aus der Be-

obachtung, dass in Kreisen bzw. Kommunen, 

deren Bevölkerung heute im Schnitt jünger ist, 

die Verschiebungen in den Altersgruppen dyna-

mischer verlaufen. Die Gründe liegen in einer 

überdurchschnittlichen Abnahme der Geburten-

überschüsse, da überdurchschnittlich viele 

junge Menschen in ein höheres Alter „hinein-

wachsen“. Kommunen, in denen die Entwick-

lung derartig verläuft, stehen vor besonderen 

Herausforderungen. Am stärksten steigt das 

Durchschnittsalter in den Landkreisen Heil-

bronn, Tübingen und Biberach. In Kreisen, die 

bereits heute ein überdurchschnittliches Alter 

zeigen, wird der Alterungsprozess dagegen 

langsamer ablaufen. Dies trifft auf die meisten 

Stadtkreise Baden-Württembergs zu. 

Folgen für den Bedarf an Personal 

in Pflegeeinrichtungen 

Für die Versorgung der rund 125 000 Personen, 

die zum Jahresende 2005 von den Pflegeheimen 

und ambulanten Diensten in Baden-Württem-

berg betreut wurden, beschäftigten die Träger 

der Einrichtungen rund 92 500 Menschen als 

Voll- oder Teilzeitkräfte. Der Anteil der Frauen 

am Personal insgesamt betrug 85 %. Während 

von den Frauen fast 60 % in Teilzeit beschäftigt 

waren, traf dies bei den Männern lediglich auf 

25 % zu. Ausgehend von der Zahl der hochge-

rechneten Pflegebedürftigen, die von ambulan ten 

S4
Bedarf an Pflegekräften in Baden-Württemberg 2001 bis 2005 
und Vorausrechnung bis 2030
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und stationären Einrichtungen versorgt werden, 

kann auf den möglichen zukünftigen Bedarf an 

Pflegekräften geschlossen werden. Diese Modell-

rechnung baut darauf, dass sich die Verteilung 

der Pflegebedürftigen nach der Pflege art nicht 

wesentlich ändert. Dann würde sich bis 2030 

der Bedarf an Pflegekräften und sonstigem 

Pflegepersonal um 65 % er höhen und läge bei 

rund 153 000 Personen (Schaubild 4).

Nicht unproblematisch an dieser Berechnung 

ist allerdings der Anteil der Pflegegeldempfän-

ger, also der Menschen, die zu Hause von ihren 

Angehörigen, Nachbarn oder Freunden gepflegt 

werden. Bedingt durch die sich ändernden ge-

sellschaftlichen Bedingungen müssen wir davon 

ausgehen, dass das häusliche Pflegepotenzial 

weiter abnimmt, weil das dazu notwendige 

private Pflegepersonal (Partner/-innen, Töchter, 

Schwiegertöchter) immer seltener zur Verfügung 

stehen wird. Dadurch wird die professionelle 

Pflege stärker zunehmen und damit auch der 

hierfür notwendige Personalbedarf. Die unter 

Status-quo-Bedingungen vorausberechnete 

Zahl des professionellen Pflegepersonals ist 

deshalb als Mindestanzahl zu verstehen. Wei-

tere Einflussfaktoren wie mögliche Verände-

rungen in den altersspezifischen Pflegerisiken, 

in der Bewertung von Pflegebedürftigkeit 

(Pflegestufen) oder in der Angebotsstruktur 

von professionellen Pflegeleistungen sind in 

diese Modellrechnungen nicht eingeflossen.

Weitere Auskünfte erteilen

Franz Burger, Telefon 0711/641-24 66,

Franz.Burger@stala.bwl.de

Matthias Weber, Telefon 0711/641-24 02,

Matthias.Weber@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Im Jahr 2005 mehr Hautkrebsbehandlungen 

in den Krankenhäusern

Im Jahr 2005 wurden in den Krankenhäusern 

des Landes 8 420 vollstationäre Behandlungen 

infolge einer Krebserkrankung der Haut durch-

geführt. Rund 2 620-mal war der Anlass des Kran-

kenhausaufenthaltes ein sogenanntes „Malignes 

Melanom“ (bösartiges Melanom, auch schwar-

zer Krebs genannt). In knapp 5 800 Fällen war 

eine sonstige bösartige Neubildung der Haut 

Ursache der vollstationären Unterbringung. 2005 

stellten Männer mit gut 55 % den überwiegenden 

Teil der Krankenhaus fälle wegen Hautkrebs. Ihr 

Anteil an den beiden Krebsarten zeigt nur sehr 

geringe Abweichun gen vom Gesamtergebnis.

Gegenüber 1995 haben die vollstationären Haut-

krebsbehandlungen um fast 1 940 Fälle oder 

30 % und damit doch sehr deutlich zugenom-

men. Der Anstieg fiel bei den Männern mit 

reichlich 41 % erheblich stärker aus als bei den 

Frauen mit 18 %. Während bei den malignen 

Melanomen leicht rückläufige Fallzahlen zu 

beobach ten waren (zusammen ca. 230), stellte 

sich bei den „Sonstigen bösartigen Neubildun-

gen der Haut“ ein kräftiger Zuwachs von zu-

sammen 2 165 Fällen ein. Bei den Männern er-

reichte der Anstieg 71 %, bei den Frauen 48 %.

Über 5 000 junge Menschen erhalten 

erzieherische Hilfen außerhalb des Elternhauses

5 054 junge Menschen unter 27 Jahren haben 

im Jahr 2006 eine erzieherische Hilfe außerhalb 

des Elternhauses begonnen. Bei drei Viertel 

dieser Maßnahmen gingen ambulante Hilfe-

formen wie Erziehungsberatungen, sozialpä-

dagogische Familienhilfen oder Einzelbetreu-

ungen junger Menschen voraus. Lassen sich 

Entwicklungs- oder Beziehungsprobleme den-

noch nicht im Familienverbund bewältigen, 

bietet die Kinder- und Jugendhilfe teilstationäre 

oder stationäre Hilfeformen an.

Für 959 Jungen und 282 Mädchen unter 18 Jah-

ren begann im Jahr 2006 eine Tagesgruppen-

erziehung. Sie erfuhren bei diesem teilstationä-

ren Hilfeangebot soziales Lernen und schulische 

Förderung in Zusammenarbeit von Familie, 

Schule und Tagesgruppe, ohne dass eine Tren-

nung von der Familie erfolgte.

Macht eine problembehaftete Familiensituation 

die räumliche Trennung von überlasteten Eltern 

und Kindern in schwierigen Entwicklungsphasen 

notwendig, dann bieten sich stationäre Unter-

bringungsformen außerhalb des Elternhauses 

an. Für 1 279 junge Menschen begann eine Voll-

zeitpflege in einer fremden Familie oder bei 

Großeltern und Verwandten. Es waren 637 Jun-

gen/ junge Männer und 642 Mädchen/ junge 

Frauen; 85 % waren unter 15 Jahre alt.

Eine Heimerziehung oder Unterbringung in 

einer anderen betreuten Wohnform begann für 

2 296 Kinder, Jugendliche und junge Erwach-

sene. Mit einem Anteil von 45 % an allen im 

Jahr 2006 begonnenen Hilfen außerhalb des 

Elternhauses ist diese Hilfe art aber unverändert 

die Wichtigste dieser Gruppe. 1 030 Jungen/ 

junge Männer und 892 Mädchen/ junge Frauen 

waren in einem Heim untergebracht.


